
Helden oder Verräter? 
Was Whistleblower dürfen - und was nicht 

Whistleblower decken immer 
wieder Skandale auf. Vor deut­ 
schen Gerichten haben sie es 
jedoch schwer, wie viele Bei­ 
spiele zeigen. Ein Gesetz soll 
das bald ändern, ist aber im 
Entwurfsstatus noch löchrig. 

Von Harald Büring 

W enn Informanten von Missständen 
in Unternehmen oder Behörden be­ 

richten, erfüllen sie eine wichtige gesell­ 
schaftliche Aufgabe - egal, ob sie sich im 
Hause selbst beschweren oder Informatio­ 
nen über die Medien in die Öffentlichkeit 
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bringen. Naturgemäß sehen das diejeni­ 
gen, die von "Whistleblowing" betroffen 
sind, oft ganz anders. Sie drangsalieren 
Mitarbeiter, drohen mit Strafen oder gleich 
mit Kündigung. Eine Ombudsstelle, die 
anonym derlei Informationen entgegen­ 
nimmt und weiterbearbeitet, ist längst 
nicht überall verpflichtend. 

Wie der Weltkonzern Amazon mit 
Whistleblowern umgeht, mussten einem 
Bericht des Magazins Politico zufolge zwei 
führende Mitarbeiter aus den USA und 
einer aus der Niederlassung in Luxemburg 
erleben: Sie hätten ihre Vorgesetzten 
sowie die Unternehmensführungwieder­ 
holt auf Missstände beim Datenschutz 
aufmerksam gemacht. Auf ihre Schilde­ 
rungen hin hätten sie jedoch keine Ant­ 
wort erhalten. Vielmehr wurden die 
Whistleblower laut Politico daraufhin 

"kaltgestellt" beziehungsweise aus dem 
Unternehmen gedrängt - ein Vorwurf, den 
Amazon bestreitet. 

Dass auch deutsche Unternehmen 
bisweilen wenig zimperlich mit Whistle­ 
blowern umgehen, zeigt ein Fall, der sich 
im Frühjahr 2020 auf dem Werksgelände 
des Fleischriesen Tönnies abspielte: Eine 
Angestellte einer Catering- Firma hatte auf 
einem Handyvideo festgehalten, dass die 
Beschäftigten in der Kantine während der 
Coronapandemie dicht beieinanderge­ 
sessen hatten. Dieses Video kursierte in 
den sozialen Netzwerken, daraufhin 
kündigte der Arbeitgeber ihr fristlos. 

Dagegen klagte sie vor dem Arbeits­ 
gericht (ArbG) Bielefeld. Doch eine end­ 
gültige gerichtliche Klärung blieb aus. 
Vielmehr schlossen die Parteien nach An­ 
gabe eines Gerichtssprechers zunächst 
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einmal im Gütetermin einen Vergleich auf 
Widerruf. Nachdem die Arbeitnehmerin 
diesen fristgemäß widerrufen hatte, er­ 
klärte sie in einem Kammertermin, dass 
sie zwar das Video gedreht, dieses aber mit 
dem Handy eines Dritten aufgenommen 
habe. Dieser habe das Video in den sozia­ 
len Netzwerken veröffentlicht. Daraufhin 
einigten sich die Parteien gütlich. 

Weshalb sich die Arbeitnehmerin mit 
einem Vergleich zufriedengegeben hat, 
ist nicht bekannt. Vermutlich spielte dabei 
eine Rolle, dass sie nicht bei Tönnies an­ 
gestellt war, sondern bei einem Caterer. 
Ihr hätte kaum geholfen, wenn sie den 
Kündigungsschutzprozess gegen ihren 
Arbeitgeber gewonnen hätte. Denn dieser 
hätte sie gegen den Willen von Tönnies 
kaum weiter in der Betriebskantine ein­ 
setzen können. Der Fall zeigt beispielhaft, 
wie steinig der Weg für Whistleblower oft 
ist, vor Gericht eine abschließende Ent­ 
scheidung zu ihren Gunsren zu erstreiten. 

Menschenrechte im Fokus 
Oft zieht sich der Streit zwischen Mitarbei­ 
tern, die Missstände nicht mehr hinneh­ 
men, und ihren untätigen Arbeitgebern 
jahrelang durch die Instanzen. Nur wenige 
haben die Energie, dem Widerstand zu 
trotzen, aufKonfrontationskurs zu bleiben 
und aufRechten zu bestehen. Sie erstrei­ 
ten dann aber wegweisende Urteile, die in 
künftigen Verfahren eine Rolle spielen. 
Besonders eindrucksvoll gelang dies in 
einem Fall, der sich 2005 ereignete. 

Nachdem der Medizinische Dienst 
der Krankenversicherung (MDK) in einem 
Altenheim erhebliche Missstände in der 
Pflege festgestellt hatte, beschwerte sich 
eine Altenpflegerin bei ihrem Arbeitgeber 
darüber, dass sie aufgrund des ständigen 
Personalmangels überlastet sei und des­ 
halb nicht mehr ausreichend Verantwor­ 
tung für die ihr anvertrauten Patienten 
übernehmen könne. Der Arbeitgeber ig­ 
norierte die Warnsignale und blieb untä­ 
tig. Daraufhin zeigte ihn die Pflegerin 
wegen der Missstände sowie wegen 
schweren Betrugs nach § 263 Abs. 3 des 
Strafgesetzbuchs (StGB) an. 

Der Betrug ergab sich nach ihrer An­ 
sicht daraus, dass der Arbeitgeber zur an­ 
gespannten Personalsituation keine ad­ 
äquate monetäre Gegenleistung erbracht 
hatte. Darüber hinaus seien die Mitarbei­ 
ter angewiesen worden, Berichte über er­ 
brachte Leistungen zu fälschen. Nachdem 
die Staatsanwaltschaft Berlin ihre Ermitt­ 
lungen eingestellt hatte, kündigte der 
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Arbeitgeber seinerwhistleblowenden Mit­ 
arbeiterin fristlos. 

Hiergegen erhob sie Kündigungs­ 
schutzklage. Das ArbG Berlin gab ihrer 
Klage statt [1]. Das Landesarbeitsgericht 
(LAG) Berlin sah die Sache jedoch anders: 
Die Richter erklärten die fristlose Kündi­ 
gung für rechtmäßig und hoben das Urteil 
der Vorinstanz auf. Dies begründeten sie 
damit, dass die Pflegerin ihren Arbeitge­ 
ber leichtfertig unter dem Gesichtspunkt 
des Abrechnungsbetrugs angezeigt hatte. 
Aus der Einstellung des Verfahrens wegen 
Betrugs schlossen sie, dass dieser Vorwurf 
nicht stimmen könne [2]. 

Nachdem das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) ihre Beschwerde gegen die Nicht­ 
zulassung der Revision zurückgewiesen [3] 
und das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
die hiergegen eingelegte Verfassungs­ 
beschwerde nicht zur Entscheidung an­ 
genommen hatte [4], wendete sich die 
Pflegerin an den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR). Dort hatte 
sie mit ihrer Individualbeschwerde Erfolg. 

Die Richter sahen die fristlose Kündi­ 
gung als rechtswidrig an, weil sie gegen das 
Recht auf freie Meinungsäußerung gemäß 
Art. 10 der Europäischen Menschenrechts­ 
konvention (EMRK) verstoßen habe [5]. Sie 
sprachen der Beschwerdeführerin eine Ent­ 
schädigung in Höhe von 10.000 Euro für 
den erlittenen immateriellen Schaden und 
5000 Euro Kostenerstattung zu. Das Ge­ 
richt rügte, dass die deutschen Gerichte 
lediglich auf den Aspekt des Abrechnungs­ 
betrugs abgestellt hatten. Sie hätten nicht 
hinreichend berücksichtigt, dass es der Al­ 
tenpflegerin vor allem um den Schutz der 
ihr anvertrauten Patienten gegangen sei. 

Berechtigter Betrugsvorwurf? 
Dass Whistleblowertrotz dieser Grundsatz­ 
entscheidung und selbst dann ein unwäg­ 
bares Risiko eingehen, wenn ihr Arbeit- 
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geber schwerwiegende Straftaten begangen 
hat, zeigt der Fall des sogenannten Bott­ 
roper Apothekenskandals: Dem kaufmän­ 
nischen Leiter einer Apotheke war 2016 
beim Abgleich von Bestellungen und Ab­ 
rechnungen aufgefallen, dass die eingekauf­ 
te Menge von Wirkstoffen erheblich gerin­ 
ger war als die abgerechnete Menge. Ge­ 
meinsam mit einer Kollegin fand er heraus, 
dass der Inhaber der alteingesessenen Apo­ 
theke Krebsmedikamente gestreckt und sie 
zum Originalpreis verkaufthatte. Nachdem 
er seinen Arbeitgeber deshalb angezeigt 
hatte, kündigte dieser ihm fristlos. 

Das ArbG Gelsenkirchen sah die Kün­ 
digung als rechtmäßig an [6]. Die Begrün­ 
dung: Der Arbeitnehmer habe angeblich 
aus der Apotheke Medikamente für den 
privaten Gebrauch mit nach Hause ge­ 
nommen, ohne diese abzurechnen. Sie 
glaubten dem Mann nicht, dass er eine 
mündliche Absprache mit seinem Chef 
getroffen hatte und deshalb die Medika­ 
mente beziehen durfte. 

Das LAG Hamm hatte an dieser Sicht­ 
weise jedoch - offensichtlich berechtigte 
- Zweifel: Der Apotheker schloss dort mit 
seinem kaufmännischen Leiter einen 
Vergleich, der neben der Fortzahlung von 
dessen Gehalt bis zum Zeitpunkt der or­ 
dentlichen Kündigung die Zahlung einer 
Abfindung und die Ausstellung eines Ar­ 
beitszeugnisses vorsah [7]. Des Weiteren 
verpflichtete sich der Arbeitgeber, an den 
getätigten Vorwürfen zur Bezahlung der 
Medikamente nicht mehr festzuhalten. 

Wenige Monate später verurteilte das 
Landgericht (LG) Essen den Betreiber der 
Apotheke zu einer Freiheitsstrafe von 
zwölfJahren wegen Verstößen gegen das 
Arzneimittelgesetz sowie wegen gewerb­ 
lichen Betrugs [8]. Ferner verhängten die 
Richter gegen ihn ein lebenslanges Berufs­ 
verbot. Diese Entscheidung ist inzwischen 
rechtskräftig, weil der Bundesgerichtshof 

Medien wie die 
Bild-Zeitung 
verbreiteten ein 
Handyvideo, das 
zu geringen Ab­ 
stand zwischen 
den Mitarbeitern 
in einer Tönnies­ 
Betriebskantine 
zeigte. 
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Recht I Whistleblowing 

Marie Klein und Martin POIWOIi aus 
Bottrop waren die Whistleblower im Fall 
der Alten Apotheke. Sie machten bekannt, 
dass der Apotheker aus der Stadt im 

Ruhrgebiet über Jahre teufe 
K~bsmedikamellt streckte und die 
Patienten betrog. Ohne sie wäre der Fall 
niemals bekannt geworden und tausende 
Patienten weiter zu Schaden 
gekommen. Zum Artikel 

Im Bottroper Krebsmittelskandal haben 
Betroffene sich aus derOpferroUe befreit. 
Auf der Straße, im Gerichtssaal und im 

Netz kämpfte die Frauentruppe um Heike 
Benecletti zwei Jahre lang für 
Gerechtigkeit und wirksamere Kontrollen. 
Eine Geschichte über die Kraft von 
Aufklärung und Zähigkeit. Zum Artikel 

Die Whistleblower Die Bewegung Die Datenbank 

Oie Gesundheitsbehörden haben 
Patienten, die möglicherweise mit 
gepanschten Krebsmedikamenten 
behandelt wurden, nie aktiv informiert. 

Immer noch wissen viele Menschen nicht, 
ob sie Betroffene sind oder nicht. Jeder 
Betroffene hat in unseren Augen ein Recht 
auf diese Information. Deswegen haben 
wir eine Datenbank mit den aus Bottrop 
belieferten Praxen und Kliniken 
veröffentlicht. Zur Datenbank 

Lesenswert: Die Rechercheorganisation correctiv.org hat den spektakulären 
Whistleblower-Fall rund um den Medikamentenbetrug eines Apothekers aus 
Bottrop öffentlich gemacht, begleitet und dokumentiert. 

(BGH) die Revision des Angeklagten 
verworfen hat [9]. Dieser legte dagegen 
Verfassungsbeschwerde ein. Sie ist derzeit 
beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
anhängig [10]. 

Folgenreiche Meldungen 
Auch mal eben schnell abgeschickte Infos 
können gravierende Auswirkungen haben. 
Das musste ein Konstruktionsmechaniker 
erfahren: Er hatte dem zuständigen Land­ 
kreis per Mail mitgeteilt, dass sowohl der 
Geschäftsführer des Unternehmens, bei 
dem er arbeitete, als auch sein direkter 
Vorgesetzter gegen Corona-Quarantänebe­ 
stimmungen verstoßen hatten. Diese sahen 
vor, dass beide die nähere Umgebung ihrer 
Wohnung beziehungsweise ihren Ortsteil 
nicht verlassen durften. 'Indem sie dennoch 
den Betrieb aufsuchten, haben beide un­ 
strittig dagegen verstoßen. 

Der Landkreis leitete die Mail an die 
Staatsanwaltschaft weiter. Der Arbeitgeber 
kündigte deshalb dem Arbeitnehmer frist­ 
los. Er monierte, dass der Arbeitnehmer 
nicht zuvor das persönliche Gespräch mit 
ihm gesucht hatte. Doch die eingelegte 
Kündigungsschutzklage hatte Erfolg: Das 
ArbG Dessau-Roßlau stellte fest, dass die 
Kündigung mangels wichtigen Grunds 
rechtswidrig war [11]. Arbeitnehmer dürfen 
nach BAG-Rechtsprechung normalerweise 
ihren Arbeitgeber anzeigen, wenn dieser 
eine Straftat begangen hat, so das ArbG. 
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Anders sieht die Situation aus, wenn 
Arbeitnehmer leichtfertig oder sogar ab­ 
sichtlich unzutreffende Tatsachen schil­ 
dern. Das war jedoch nach den Feststellun­ 
gen des Gerichts nicht der Fall, weil die 
behaupteten Tatsachen nachweislich zu­ 
trafen. Nach seiner Aussage wollte der Ar­ 
beitnehmer den Betrieb durch die Mail nicht 
schädigen. Ihm sei es lediglich darum ge­ 
gangen, dass die Vorgaben des Infektions­ 
schutzgesetzes eingehalten werden, damit 
kein erhebliches Ansteckungsrisiko besteht. 

In einem aktuellen Fall geht es um die 
interne Fehlerkultur bei der Polizei, die 
derzeit Gegenstand kontroverser Diskus­ 
sionen ist: Eine Polizeianwärterin wies 
ihren Dienstherrn intern auf rechtsextre­ 
me Nachrichten samt Bildern und Stickern 
in vier WhatsApp-Chatgruppen für Anwär­ 
ter hin. Dies hatte zur Folge, dass dieser 
nicht etwa die Verfasser der Nachrichten, 
sondern die Whistleblowerin vom Dienst 
suspendierte. Als Grund gab er an, dass sie 
die Nachrichten auf ihrem Handy belassen 
hatte. Ferner habe sie angeblich der Ver­ 
breitung nicht entgegengewirkt. Deshalb 
sei sie für den Polizeivollzugsdienst cha­ 
rakterlich nicht geeignet und müsse ent­ 
lassen werden. Doch die Anwärterin wehr­ 
te sich dagegen und zog vor Gericht. 

Das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
des Landes Nordrhein-Westfalen ent­ 
schied im Wege des vorläufigen Rechts­ 
schutzes, dass das vom Dienstherrn aus- 

gesprochene Verbot der Führung von 
Dienstgeschäften rechtswidrig war. Es hob 
damit eine Entscheidung des Verwaltungs­ 
gerichts (VG) Düsseldorf [12] als Vorins­ 
tanz auf. Die Anwärterin habe die Nach­ 
richten weder geteilt noch zustimmend 
kommentiert. Des Weiteren gab das OVG 
zu bedenken, dass der Dienstherr nicht 
gegen die übrigen Kommissaranwärter in 
den Chatgruppen vorgegangen sei [13]. 

Grenzen der Meinungsfreiheit 
Whistleblower können oftmals nur schwer 
einschätzen, ob ihr Arbeitgeber oder ein 
Kollege wirklich eine Straftat begangen 
hat. Wie auch? In aller Regel sind sie juris­ 
tische Laien und strafrechtlich wenig be­ 
wandert. So erging es einem stellvertreten­ 
den Chefarzt, der in einem Krankenhaus 
in Liechtenstein angestellt war. Nachdem 
er einigen elektronischen Krankenakten 
entnehmen konnte, dass die jeweiligen 
Patienten nach der .Gabe von Morphium 
gestorben waren, wurde er stutzig. Er 
glaubte, dass sein Vorgesetzter aktive 
Sterbehilfe begangen habe, und zeigte ihn 
bei der zuständigen Staatsanwaltschaft an. 
Diese leitete ein Ermittlungsverfahren 
unter anderem wegen Tötung aufVerlan­ 
gen und Beteiligung am Suizid ein. 

Nachdem sich das als Irrtum heraus­ 
gestellt hatte, kündigte der Arbeitgeber 
dem Arzt fristlos, und die Staatsanwalt­ 
schaft stellte das Ermittlungsverfahren 
gegen den Vorgesetzten ein. Eine Klage 
des Arbeitnehmers gegen seinen Arbeit­ 
geber wegen der fristlosen Kündigung auf 
Schadensersatz und Schmerzensgeld 
hatte keinen Erfolg. Der oberste Gerichts­ 
hofLiechtensteins als letzte nationale In­ 
stanz befand, dass die Kündigung recht­ 
mäßig gewesen sei. Dies begründeten die 
Richter damit, dass der Arzt es versäumt 
habe, über die elektronischen Akten hin­ 
aus die Papierakten einzusehen. Dann 
hätte er dem Gericht zufolge erkennen 
können, dass seine Vorwürfe nicht berech­ 
tigtwaren. 

Nachdem er auch beim Staatsgerichts­ 
hof(StGH) des Fürstentums Liechtenstein 
mit einer Verfassungsbeschwerde geschei­ 
tert war, legte der Arzt Individualrechts­ 
beschwerde beim Europäischen Gerichts­ 
hof für Menschenrechte ein. Doch auch 
damit hatte er keinen Erfolg. Die Richter 
stellten im Februar 2021 klar, dass der 
Schutz der Meinungsfreiheit das Verhalten 
des Arztes nicht rechtfertigen konnte. 

Zwar bestehe für die Öffentlichkeit ein 
erhebliches Interesse daran, von derarti- 
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gen Vorgängen zu erfahren. Darüber hin­ 
aus könne die Weitergabe von Informatio­ 
nen auch dann von der Meinungsfreiheit 
gedeckt sein, wenn sich diese im Nachhi­ 
nein als unzutreffend herausstellen. Den­ 
noch sei die Kündigung hier rechtmäßig, 
weil der Arbeitnehmer nicht sorgfältig 
genug geprüft habe, ob seine schwer­ 
wiegenden Vorwürfe berechtigt sind. Auf­ 
grund seiner Stellung als stellvertretender 
Chefarzt hätte er Einsicht in die geführten 
Papierakten nehmen und seinen Verdacht 
vorab überprüfen können [14]. 

Whistleblower-Gesetzgebung 
Um Hinweisgeber, die einen Missstand 
aufdecken möchten, besser zu schützen, 
hat die Europäische Union nach langen 
Kontroversen die sogenannte Whistleblo­ 
wer-Richtline ([EU] 2019/1937) verab­ 
schiedet. Nach Veröffentlichung der end­ 
gültigen Fassung im EU-Amtsblatt ist das 
Gesetz am 26.11.2019 in Kraft getreten. 
Im Gesetzgebungsverfahren war insbe­ 
sondere strittig, ob Hinweisgeber einen 
Missstand erst intern melden müssen oder 
ob sie sich direkt an Behörden oder sogar 
die Öffentlichkeit wenden dürfen. 

Die endgültige Fassung sieht nun als 
Kompromiss vor, dass Hinweisgeber wäh­ 
len dürfen, ob sie sich erst an den Arbeit­ 
geber oder direkt an die zuständige Behör­ 
de wenden (Art. 10). Sie dürfen allerdings 
normalerweise nicht sofort einen Miss­ 
stand publik machen. Kritisiert wurde, dass 
die Richtlinie nur Whistleblower schützt, 
die einen Verstoß gegen EU- Recht melden 
(Art. 2 Abs. 1). Ob ein solcher Verstoß 
vorliegt, ist insbesondere für Laien schwer 
zu beurteilen. 

Diese EU-Richtlinie muss bis zum 
17.12.2021 in deutsches Recht umgesetzt 
worden sein. Erst danach ist sie hierzulan­ 
de wirksam. In Deutschland gibt es bisher 
noch kein Gesetz, das Whistleblower 
schützt. Es existiert bislang lediglich ein 
Gesetzentwurf des Bundesministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV) für ein Hinweisgeberschutzgesetz 
(HinSchG). Das Ministerium hat seine Fas­ 
sung Mitte Dezember 2020 an die anderen 
Ressorts verschickt, aber noch nicht ver­ 
öffentlicht, weil der Entwurf derzeit noch 
innerhalb der Regierung abgestimmt wird. 
Das Papier liegt der c't-Redaktion vor. Eine 
gleichlautende Fassung kann auf der Web­ 
site des Whistleblower-Netzwerks e.V. 
nachgelesen werden [15]. 

Das Gesetz soll dem BMJV zufolge 
dazu beitragen, dass in Deutschland 
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Whistleblower umfassend geschützt wer­ 
den. Dies sei bislang nicht der Fall, weil 
die Gerichte unklare Kriterien anwenden. 
Whistleblower gehen insbesondere dann 
ein hohes Risiko ein, wenn sie einen Miss­ 
stand einer externen Stelle melden. 
Whistleblower sollen nicht nur dann ge­ 
schützt werden, wenn sie Verstöße gegen 
EU-Recht melden. Vielmehr soll sich der 
Schutz auf alle Verstöße erstrecken, die im 
Gesetzesentwurfirn Einzelnen aufgeführt 
werden (vgl. § 2 HinSchG). Hierzu soll 
etwa gehören, wenn der Arbeitgeber sich 
dadurch strafbar macht oder gegen ihn ein 
Bußgeld verhängt werden kann. 

Darüber hinaus sollen unter anderem 
auch "sonstige Verstöße gegen Gesetze, 
Rechtsverordnungen und Vorschriften des 
Bundes und der Länder sowie unmittelbar 
geltende Rechtsakte der Europäischen 
Union und der Europäischen Arbeits­ 
gemeinschaft" vom Schutz umfasst sein. 
Dazu zählen zum Beispiel Verstöße gegen 
das öffentliche Auftragswesen, Finanz­ 
dienstleistungen, Produktsicherheit, Tier­ 
schutz, Umweltschutz, Strahlenschutz 
und Verbraucherschutz. 

Nachbesserungsbedarl 
Durch diesen Entwurf würden Whistle­ 
blower besser geschützt, als dies die 
Whistleblower-Richtline vorsieht. Er ent­ 
hält jedoch einige kritische Punkte, die 
den angestrebten umfassenden Schutz 
fraglich erscheinen lassen. Beispiels­ 
weise sollen Whistleblower nicht ge­ 
schützt werden, wenn es um die nationale 
Sicherheit oder um den Schutz von Ver­ 
schlusssachen geht. Daraus resultiert das 
Risiko, dass brisante Informationen 
missbräuchlich als Verschlusssache ein­ 
gestuft werden, um eine Aufdeckung zu 
verhindern. 

Ferner soll die Identität einer hinweis­ 
gebenden Person nach dem Entwurf nicht 
geschützt werden, wenn diese vorsätzlich 
oder grob fahrlässig unrichtige Informa­ 
tionen über Verstöße meldet. Damit will 
der Gesetzgeber laut Begründung Denun­ 
ziantentum und falschen Verdächtigungen 
vorbeugen. Die Frage ist jedoch, wann 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt. Hierzu ent­ 
hält der Entwurfkeine genaue Definition. 
Vielmehr soll es darauf ankommen, ob die 
hinweisgebende Person einen "hinrei­ 
chenden Grund" zu der Annahme hatte, 
dass die gemeldeten Informationen der 
Wahrheit entsprechen. Wann ein solcher 
Grund besteht, ist aber selbst für Juristen 
schwer einzuschätzen. 

Whistleblowing I Recht 

Unklar ist, weshalb nicht alle Verstöße 
gegen nationale Vorschriften vom Anwen­ 
dungsbereich des Hinweisgeberschutz­ 
gesetzes erfasst werden sollen. Auch wenn 
der Katalog viele wesentliche Bereiche 
enthält, so ist diese Eingrenzung zumin­ 
dest für Laien mit rechtlichen Unsicher­ 
heiten verbunden. Sie können folglich 
nicht darauf vertrauen, dass sie bei der 
Meldung von Verstößen als Whistleblow­ 
er geschützt werden. 

Schließlich erscheint bedenklich, dass 
der Entwurf Behörden ausdrücklich nicht 
dazu verpflichtet, Hinweisen von anony­ 
men Whistleblowern nachzugehen. Dabei 
sind gerade beim Whistleblowing anony­ 
me Meldungen von großer Bedeutung. 
Die Enthüllung schwerer Missstände ist 
für den Hinweisgeber häufig mit hohen 
rechtlichen und existenziellen Risiken 
verbunden. 

Im deutschen Recht existiert ein Vor­ 
bild, von dem sich das BMJV leiten lassen 
könnte: die Regelung von Paragraf 8 der 
Richtlinien für das Strafverfahren und das 
Bußgeldverfahren (RiStBV). Danach muss 
ein Staatsanwalt auch bei namenlosen 
Anzeigen prüfen, ob er wegen eines hin­ 
reichenden Anfangsverdachts bezüglich 
einer Straftat ein Ermittlungsverfahren 
einleiten muss. Es bleibt zu hoffen, dass 
der Gesetzgeber im weiteren Verfahren ein 
solches Procedere auch zum Schutz von 
Whistleblowern in die Hinweisgeber­ 
Regelungen einbaut. (hob@ct.de) cl: 
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